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Niedersächsische Verordnung über  

Beherbergungsverbote zur Eindämmung  

des Corona-Virus SARS-CoV-2  

(Niedersächsische Corona-Beherbergungs-Verordnung) 

Vom 9. Oktober 2020 

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2 des 

Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch 

Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385), in Verbindung mit § 3 Nr. 1 der 

Subdelegationsverordnung vom 9. Dezember 2011 (Nds. GVBl. S. 487), zuletzt geändert 

durch Verordnung vom 4. August 2020 (Nds. GVBl. S. 266), wird verordnet: 

§ 1 

Beherbergungsverbot 

(1) 1In Hotels, Pensionen, Jugendherbergen und ähnlichen Beherbergungsbetrieben 

sind Übernachtungen zu touristischen Zwecken untersagt für Personen aus einem vom 

Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung festgelegten und veröffentlichten 

Gebiet oder einer Einrichtung, in dem oder in der die Zahl der Neuinfizierten im Verhältnis 

zur Bevölkerung 50 oder mehr Fälle je 100 000 Einwohnerinnen und Einwohner kumulativ in 

den letzten sieben Tagen beträgt, die nicht über ein ärztliches Zeugnis in Papierform oder 

digitaler Form verfügen, das bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 

Infektion mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 vorhanden sind. 2Ein aus einem fachärztlichen 

Labor stammender Befund ist ein ärztliches Zeugnis. 3Das ärztliche Zeugnis muss sich auf 

eine molekularbiologische Testung stützen, die höchstens 48 Stunden vor der Anreise 

vorgenommen worden ist. 4Maßgeblich für den Beginn der 48-Stunden-Frist ist der Zeitpunkt 

der Feststellung des Testergebnisses. 5Das Unterbringungsverbot nach Satz 1 gilt nicht für 

Gäste,   

1.  die zwingend notwendig und unaufschiebbar beruflich oder medizinisch veranlasst 

anreisen,  

2.  die einen sonstigen triftigen Reisegrund haben, insbesondere einen Besuch einer oder 

eines Familienangehörigen, einer Lebenspartnerin, eines Lebenspartners oder einer 

Partnerin oder eines Partners einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft, die 

Wahrnehmung eines Sorge- oder Umgangsrechts oder den Beistand oder die Pflege 

schutzbedürftiger Personen, oder  
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3.  für die das für den Beherbergungsbetrieb zuständige Gesundheitsamt in begründeten 

Einzelfällen auf Antrag eine Ausnahme zugelassen hat.  

(2) 1Für Übernachtungen in Ferienwohnungen, Ferienhäusern und auf Campingplätzen 

zu touristischen Zwecken gilt Absatz 1 entsprechend. 2Die Untersagung nach Satz 1 gilt nicht 

für die Nutzung von dauerhaft angemieteten oder im Eigentum befindlichen Immobilien und 

von dauerhaft abgestellten Wohnwagen, Wohnmobilen und ähnlichen Einrichtungen 

ausschließlich durch die Nutzungsberechtigten. 

(3) 1Die Untersagung nach Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2, gilt nur für 

Personen, die nach dem Zeitpunkt der Veröffentlichung nach Absatz 1 Satz 1 nach 

Niedersachsen eingereist sind. 2Liegt das nach Absatz 1 Satz 1 veröffentlichte Gebiet oder 

die nach Absatz 1 Satz 1 veröffentlichte Einrichtung in Niedersachsen, so tritt an die Stelle 

des Zeitpunkts der Einreise der Zeitpunkt des Beginns der Beherbergung.  

§ 2 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Verstöße gegen § 1 stellen Ordnungswidrigkeiten nach § 73 Abs. 1 a Nr. 24 des 

Infektionsschutzgesetzes dar und werden mit Geldbuße bis zu 25 000 Euro geahndet. 

(2) Die nach dem Infektionsschutzgesetz zuständigen Behörden und die Polizei sind 

gehalten, die Bestimmungen dieser Verordnung durchzusetzen und Verstöße zu ahnden. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.  

 

Hannover, den 9. Oktober 2020 

Niedersächsisches Ministerium  

für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 

 

 

Ministerin 


